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F A Q  

Projekt „Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ 

Für welche Zielgruppe ist das Projekt gedacht? 

Das Projekt richtet sich an Frauen und deren Kinder im FKH, die den hohen Schutz- 

und Betreuungsbedarf des FKH nicht mehr benötigen, jedoch aufgrund des 

angespannten Wohnungsmarkts keine eigene Wohnung finden. Diese Frauen und 

Kinder können vorübergehend in einer vom Träger angemieteten Wohnung leben und 

werden bei der Wohnungssuche und  ihrer Verselbständigung unterstützt. Das Leben in 

der Anschlusswohnung ist als Übergang gedacht und sollte eine Mietdauer von 12 

Monaten nicht überschreiten.  

 

Welche Wohnungen sind als Anschlusswohnungen förderfähig? 

Die Miethöhe der Anschlusswohnungen hat sich am ortsüblichen Mietspiegel zu 

orientieren und soll die durchschnittliche Miete einer Kommune nicht überschreiten.  

 

Wie berechnet sich die Grundförderung und für was kann sie eingesetzt werden? 

- Die Grundförderung beträgt 1.000 EUR/Monat pro Anschlusswohnung. Wird eine 

Anschlusswohnung ab dem 15. eines Monats angemietet, so beträgt die Fördersumme 

für diesen halben Monat nur 500 EUR.  

Bsp.: Ein Projektträger mietet eine Anschlusswohnung zum 15.08.2025 an und betreibt 

diese bis zum 31.12.2026. Für diesen Projektzeitraum stehen ihm bis maximal 16.500 

EUR an Grundförderung zur Verfügung. 

- Über die Grundförderung können Miet- und Nebenkosten in Zeiten eines Leerstandes 

- beispielsweise aufgrund Renovierung oder einer Lücke infolge eines 

Nutzerinnenwechsels – gedeckt werden. Außerdem kann durch die Grundförderung 

eine Differenz zwischen der Miethöhe, die das FKH zu zahlen hat, und dem Satz der 

Kosten der Unterkunft, den das Jobcenter für eine Frau übernimmt, ausgeglichen 

werden.  

Bsp.: Die Kaltmiete einer Wohnung beträgt 1.000 EUR, das Jobcenter übernimmt nur 

800 EUR. Die Differenz von 200 EUR kann über die Grundförderung erfolgen. 

- Die Grundförderung kann flexibel eingesetzt werden, d.h. man kann in einem Monat z.B. 

auch 1.500 EUR für Miet- und Nebenkostenausfall verwenden.  

- Die Grundförderung wird beantragt, auch wenn noch unklar ist, wann eine Wohnung 

gefunden und angemietet wird. Hier hat das antragstellende FKH den anvisierten 

Mietbeginn anzugeben. Der Projektträger kann die Grundförderung jedoch nur für die 

Zeit abrufen, in der die Anschlusswohnung tatsächlich angemietet wurde.  

- Die Begleichung von Nachzahlungen von Nebenkosten, die aufgrund eines erhöhten 

Verbrauchs einer Mieterin entstanden, ist nicht förderfähig. Ebenso kann die 

Grundförderung nicht zur Begleichung der Kaution eingesetzt werden. 
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- Ausgaben für Reparaturen, Renovierung, Ausstattung etc. sind über die Grundförderung 

nicht förderfähig. Diese Ausgaben können über die projektbezogenen Sachkosten bzw. 

die Wohnungspauschale abgerechnet werden (s.u.). 

- Sonderfall: FKH, die bereits vor Bekanntmachung des Förderaufrufs eine 

Anschlusswohnung betreiben, können sich mit dieser Wohnung auch im Projekt 

Anschlusswohnen bewerben. Sie können jedoch erst in die Förderung aufgenommen 

werden, wenn ein Wechsel der Mietperson(en) stattfindet.  

Bsp.: Frau M. lebt seit 2024 in der Außenwohnung des Trägers des FKH. Sie wird am 

31.10.2025 in eine eigene Wohnung ziehen. Das FKH plant Frau S. zum 01.12.2025 in 

die Wohnung einziehen zu lassen. Das FKH kann einen Antrag auf Projektförderung 

zum Zeitpunkt des Neubezugs am 01.12.2025 stellen.  

 

Wie werden projektbezogene Sachkosten beantragt? 

- Es können pro angemieteter Anschlusswohnung 4.000 EUR unabhängig von der 

Mietdauer der einzelnen Wohnung beantragt werden.  

- Projektbezogene Sachkosten umfassen z.B. Fahrtkosten der Mitarbeitenden im 

Rahmen des Projekts, Maklergebühren, Zeitungsannoncen, Öffentlichkeitsarbeit, 

Umzugskosten, Renovierungen und Reparaturen, Honorare und 

Aufwandsentschädigungen bei Umzugshilfe.  

- Die projektbezogenen Sachkosten werden pauschal, d.h. ohne Angabe der 

beabsichtigten Ausgaben, beantragt. Im Verwendungsnachweis sind die Sachkosten 

jedoch einzeln aufzuführen und zu belegen. 

- Es können nur durch das Projekt neu entstandene Sachkosten gefördert werden. 

Anteilige Umlagekosten sind nicht förderfähig.  

 

Was gibt es in Bezug auf die Wohnungspauschale zu beachten? 

- Für jede Anschlusswohnung können einmalig bis zu 1.000 EUR für geringwertige 

Wirtschaftsgüter (bis je 800 EUR netto) beantragt werden. Diese Summe ist pauschal 

zu beantragen, d.h. ohne Angabe beabsichtigter Ausgaben. Im Verwendungsnachweis 

sind die Ausgaben einzeln aufzuführen und zu belegen. 

- Die Wohnungspauschale ist einzusetzen für notwendige Einrichtungsgegenstände, die 

in der Anschlusswohnung auch nach einem Wechsel der Mieterin verbleiben, z.B.: 

Lampen, Vorhänge/Jalousien, Herd. 

- Die Wohnungspauschale kann nicht für die Übernahme einer Einbauküche oder zur 

Begleichung der Kaution eingesetzt werden. 

 

Welche Aufgaben hat das im Projekt geförderte Personal? 

- Das Projektpersonal hat die Aufgabe des Wohnungsmanagements. Es ist mit der Suche 

nach einer oder mehreren Anschlusswohnungen, der Belegung der Wohnungen, der 

Organisation von Ein- und Auszügen betraut.  

- Die psycho-soziale Betreuung von Frauen und Kindern in der Anschlusswohnung ist im 

Rahmen dieses Projektes nicht förderfähig, da diese Aufgabe bereits durch die VwV 

Frauen- und Kinderschutzhäuser abgedeckt werden kann. 
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- Träger, welche im Rahmen von Second Stage eine Personalförderung erhalten, können 

im Projekt Anschlusswohnen keine Personalkosten beantragen. Eine 

Personalkostenförderung ist nach Beendigung von Second Stage möglich.  

 

Hinweise zum Antragsverfahren 

- Es bleibt dem Antragsteller überlassen, wann er mit dem Projekt starten möchte. 

Erforderlich ist eine Antragstellung bis zum 31.12.2025, auch wenn das Projektvorhaben 

erst 2026 gestartet werden kann. 

- Der Antrag kann ab sofort unter Verwendung des Antragsformulars und der Vorlage für 

den Kosten- und Finanzierungsplans bis spätestens 31.12.2025 bei der Werkstatt 

PARITÄT per E-Mail an anschlusswohnen@werkstatt-paritaet-bw.de eingereicht 

werden. Frühestmöglicher Projektbeginn ist vier Wochen nach Einreichung des Antrags 

jeweils zum 1. bzw. 15. eines Monats. 

- Mit dem Projekt darf erst nach der Zusage durch die Werkstatt PARITÄT begonnen 

werden. Ausgaben, die vor der Zusage entstehen, können nicht gefördert werden.  

- Personalkosten können bereits vor Anmietung einer Anschlusswohnung beantragt 

werden. Das Personal kann zunächst mit der Wohnungsakquise betraut werden. Es wird 

keine Frist gesetzt, bis wann eine Anschlusswohnung gefunden sein muss. Die Tätigkeit 

des Personals ist in den beiden Verwendungsnachweisen darzulegen.  

- Sollte nach erster Antragstellung des Trägers eine weitere Anschlusswohnung 

angemietet werden können, hat der Träger die Möglichkeit einen Folgeantrag für diese 

weitere Wohnung zu stellen. Es wird darauf hingewiesen, dass Personalkosten nur 

einmalig pro Frauenhausträger förderfähig sind. 

- Für Fragen in Bezug auf die Antragstellung und während des Projektverlaufs steht die 

Projektkoordination der Werkstatt PARITÄT zur Verfügung. 

 

Hinweise zum Mittelabruf und Verwendungsnachweisen 

− Für den Zwischen- und Schlussverwendungsnachweis sind die Formulare der Werkstatt 

PARITÄT zu verwenden. Die beiden Verwendungsnachweise bestehen jeweils aus 

einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen mit 

summarischer Darstellung der Einnahmen und Ausgaben. Die Belege sind jedoch 

vorzuhalten und auf Anfrage der Werkstatt PARITÄT zur Verfügung zu stellen sowie im 

Prüfungsfall dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration sowie den 

zuständigen Behörden vorzulegen.  

 

Hinweise zur Öffentlichkeitsarbeit 

− Auf die Förderung muss gemäß den Vorgaben des Ministeriums für Soziales, 

Gesundheit und Integration hingewiesen werden.  

− Bei Maßnahmen projektbezogener Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Website, Flyer, Social-

Media-Kanäle, Jahresberichte u. ä.) hat vor der Veröffentlichung eine Abstimmung mit 

der Werkstatt PARITÄT zu erfolgen.  

 

Projektkoordination 
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Das Projekt Anschlusswohnen wird von der Werkstatt PARITÄT gemeinnützige GmbH 

koordiniert und begleitet. Im Rahmen der Koordination erfolgt eine Antragsberatung, es 

werden der Austausch unter den beteiligten Frauenhausträgern gefördert und verschiedene 

projektrelevante Informationen aufbereitet und bereitgestellt.  

 

Kontakt: 

Werkstatt PARITÄT gemeinnützige GmbH 

Hauptstraße 28 

70563 Stuttgart 

anschlusswohnen@werkstatt-paritaet-bw.de 

Christiane Bernhardt: Tel.: 01514 6145 185 

Dr. Katrin Lehmann: Tel.: 0176-55 709 136 

 

 

„Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ ist ein Projekt der Werkstatt PARITÄT in 

Kooperation mit dem Paritätischen Baden-Württemberg. Die Projektsteuerung wird finanziert 

durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration aus Landesmitteln, die der 

Landtag von Baden-Württemberg beschlossen hat. Die Durchführung des Projekts 

„Anschlusswohnen nach dem Frauenhaus“ erfolgt vorbehaltlich der Zuwendung des 

Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration.  

Gefördert durch:  

 

 


